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Die politische Lage in Deutschland   
Ausblick auf das Wahljahr 2017  

Bundeshaushalt 2017 – Wahlversprechen eingehalten  

Am vergangenen Sonntag hat Bundeskanz-
lerin Dr. Angela Merkel erklärt, als Spitzen-
kandidatin der Union zur nächsten Bundes-
tagswahl anzutreten. Unsere Unterstützung 
ist ihr sicher. Angela Merkel genießt das Ver-
trauen der Mehrheit der Bevölkerung und hat 
international ein hohes Ansehen. Vieles ha-
ben wir gemeinsam für unser Land auf den 
Weg gebracht, aber noch immer gibt es viel 
zu tun. In den nächsten Jahren bis 2021 ste-
hen wegweisende Entscheidungen an, die 
unser Land im nächsten Jahrzehnt prägen 
werden. Für die Fortsetzung der erfolgrei-
chen Regierungsarbeit setzen wir auf folgen-
den Leitlinien:   

Erstens wollen wir eine starke Wirtschaft und 
einen Staat, der durch gute Bildung und For-
schung, durch Innovationsfreude und eine 
vernünftige Datenpolitik die Grundlage dafür 
legt, dass Deutschland auch im Zeitalter der 
Digitalisierung wirtschaftlich erfolgreich 
bleibt. Damit wollen wir die Grundlage unse-
res Wohlstands und damit auch unseres So-
zialstaats sichern.  

Wir wollen zweitens einen starken Staat. Wir 
leisten in diesen bewegten Zeiten unseren 
Beitrag für Sicherheit und internationale Sta-
bilität. In die innere und äußere Sicherheit 
wird weiter massiv investiert. Überall in unse-
rem Land müssen Recht und Gesetz gelten 
und durchgesetzt werden. Wir stehen für so-
ziale Sicherheit und eine Gesellschaft, in der 
den Schwachen geholfen wird. Wir wollen 
eine Gesellschaft, die zusammensteht.  

Wir wollen drittens mehr Aufmerksamkeit für 
die vielen Millionen Menschen, die täglich ih-
rer Arbeit nachgehen, die für ihre Kinder und 
Enkelkinder da sind, die sich in unserem 
Land in Vereinen, den Kirchen und sozial en-

gagieren, und für sie Erleichterungen schaf-
fen. Dazu gehören eine bessere Förderung 
von Familien und Kindern, eine gute Infra-
struktur sowie eine steuerliche Entlastung für 
diese Leistungsträger aus der Mitte unseres 
Landes.  

Seit die Union regiert hat sich Deutschland 
zum wirtschaftlich erfolgreichsten und poli-
tisch stabilsten Land Europas entwickelt. An-
gesichts der großen Bewährungsproben in 
Europa wollen wir daher viertens zusammen 
mit unserer Bundeskanzlerin und unseren 
europäischen Partnern die Europäische 
Union voranbringen und im Sinne eines ge-
einten Kontinents zur Lösung der Probleme 
beitragen. Europa ist heute für uns Deutsche 
wichtiger denn je. 

Der nächste Bundestagswahlkampf wird 
schwer werden. Wir erleben eine starke Po-
larisierung in unserem Lande. Sowohl von 
links als auch von rechts werden wir als 
Union herausgefordert werden. Rot-Rot-
Grün ist eine Machtoption, die viele im linken 
Lager anstreben, die aber nicht gut wäre für 
Deutschland. Daher müssen wir als Union 
gemeinsam in diesen Wahlkampf gehen und 
geschlossen für ein Ziel kämpfen: Wir müs-
sen so stark werden, dass ohne uns als 
stärkste politische Kraft keine Regierung ge-
bildet werden kann. 

Die Voraussetzungen, diese Ziele umsetzen 
zu können, haben wir in den zurückliegenden 
Jahren mit einer klugen Wirtschafts- und Fi-
nanzpolitik geschaffen. In diesem Sinne ha-
ben wir in dieser Woche den Bundeshaushalt 
2017 verabschiedet. Wir halten damit unsere 
Wahlversprechen ohne jeden Abstrich ein. 
Wir kommen bereits im vierten Jahr in Folge 
ohne neue Schulden aus, und es gab keine 
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Steuererhöhungen. Wir konnten beginnen, 
Schulden zu tilgen. 

Im Bundeshaushalt 2017 haben wir unseren 
Staat in den Bereichen innere und äußere Si-
cherheit weiter gestärkt. Wir haben in dieser 
Legislaturperiode unsere Sicherheitsbehör-
den (Bundespolizei, Bundeskriminalamt und 
Nachrichtendienste) massiv um mehr als 
10.000 zusätzliche Stellen bis zum Jahr 2020 
gestärkt. Überdies konnten wir durch Um-
schichtungen die Investitionen um fast 2,8 
Milliarden Euro auf gut 36 Milliarden Euro an-
heben. Mit diesem Aufwuchs des Haushaltes 
um fast 1,2 Milliarden im Vergleich zum Vor-
jahr werden neben zusätzlichem Personal 
auch eine Vielzahl von technischen Verbes-
serungen für die Sicherheitsbehörden er-
möglicht. Die Bundespolizei etwa wird drei 
neue hochseetaugliche Schiffe und einen zu-
sätzlichen Transporthubschrauber erhalten. 
Hinzu kommen bei der Bundespolizei um-
fangreiche Stellenhebungen und ein Liegen-
schaftsprogramm. Durch den Aufbau der völ-
lig neuen „Zentralstelle für Informationstech-
nik im Bereich der Inneren Sicherheit“ (ZITiS) 
wird zudem neuen technischen Entwicklun-
gen Rechnung getragen. 

Wir stehen zu unseren Sicherheitsbehörden 
- durch effektive Befugnisse, aber auch durch 
die Ausstattung mit den erforderlichen Mit-
teln, um diese Befugnisse dann wahrnehmen 
zu können. Die Union ist und bleibt die Partei 
der inneren Sicherheit. 

Wir haben mit diesem Haushalt erneut Hand-
lungsspielräume geschaffen, die es uns er-
möglichen, die notwendigen Zukunftsinvesti-
tionen zu tätigen. Zugleich sorgen wir dafür, 
dass nachfolgenden Generationen nicht über 
Gebühr belastet werden. Selbst die umfang-
reichen flüchtlingsbedingten Kosten können 
wir ohne Neuverschuldung bewältigen. Nie-
mand muss deshalb Einschränkungen hin-
nehmen. Im Gegenteil. Neben der Anhebung 
der Investitionsquote auf nunmehr 11 Pro-
zent und den umfangreichen Bundesmitteln 
für Kultur konnten wir auch Entlastungen bei 
der Einkommensteuer auf den Weg bringen. 

Dies alles ist das Ergebnis unserer klaren 
Haushaltspolitik, die vielfältigen Widerstän-
den und Begehrlichkeiten standhält. Wir ste-
hen geschlossen hinter unserem Finanzmi-
nister Dr. Wolfgang Schäuble.  

Die Woche im Parlament  

Gesetz über die Feststellung des Bundes-
haushaltsplans für das Haushaltsjahr 
2017 (Haushaltsgesetz 2017) sowie Fi-
nanzplan des Bundes 2016 bis 2020. Im 
kommenden Jahr werden die Ausgaben auf 
329,1 Mrd. Euro veranschlagt. Neugeregelt 
wird dazu auch der Bundesbankgewinn. 
Sollte er höher als 2,5 Mrd. Euro ausfallen, so 
fließen diese Mittel in die Tilgung von Alt-
schulden. Nach dem Finanzplan bleibt der 
Bundeshaushalt von 2017 bis 2020 in jedem 
Jahr ausgeglichen. Die gesamtstaatliche 
Schuldenstandquote soll spätestens 2020 
unter die Maastricht-Grenze von 60 Prozent 
fallen. 

Bundesministerium des Innern. Im Mittel-
punkt stehen die Maßnahmen für mehr innere 
Sicherheit. Dafür werden 639,3 Mio. Euro 
mehr ausgegeben als im Regierungsentwurf 
eingeplant. Der Etat wächst gegenüber 2016 
um fast 1,2 Mrd. Euro auf knapp 9 Mrd. Euro 
an. Im kommenden Jahr 2017 entstehen rund 
2.000 neue Stellen bei der Bundespolizei und 
820 beim Bundeskriminalamt. Damit haben 
wir insgesamt in dieser Legislaturperiode für 
unsere Sicherheitsbehörden (Bundespolizei, 
Bundeskriminalamt und Nachrichtendienste) 
mehr als 10.000 zusätzliche Stellen bis zum 
Jahr 2020 beschlossen. Das Technische 
Hilfswerk (THW) erhält 170 neue Stellen so-
wie zusätzliche Mittel für überregionale und 
bundesweite Nachwuchswerbung. Schließ-
lich werden auch der Asyl- und Flüchtlingssi-
tuation und den daraus resultierenden Her-
ausforderungen angemessen Rechnung ge-
tragen. Wir schaffen die Voraussetzungen 
dafür, dass mehr abgelehnte Asylbewerber 
unser Land verlassen, indem wir im Jahr 
2017 die freiwillige Ausreise mit 40 Mio. Euro 
fördern. Dem liegt die Erkenntnis zugrunde, 
dass die freiwillige Ausreise wesentlich einfa-
cher zu realisieren und kostengünstiger ist als 
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die zwangsweise Abschiebung. Schließlich 
geben wir 5,2 Mio. Euro mehr für den Spitzen-
sport in Deutschland aus. 

Bundesministerium für Gesundheit. Diese 
Ausgaben sind im Jahr 2017 sind auf knapp 
15,2 Mrd. Euro bemessen und übersteigen 
den Regierungsentwurf um 63,1 Mio. Euro. 
Die im parlamentarischen Verfahren verein-
barten zusätzlichen Mittel dienen insbeson-
dere der verstärkten internationalen Zusam-
menarbeit im Gesundheitswesen. Der Bun-
desrechnungshof erhält Prüfungsrechte ge-
genüber den Kassenärztlichen und Kassen-
zahnärztlichen Vereinigungen und deren 
Bundesvereinigungen sowie gegenüber dem 
Gemeinsamen Bundesausschuss und der 
Deutschen Krankenhausgesellschaft. 

Bundesministerium für Umwelt, Natur-
schutz, Bau und Reaktorsicherheit. Im 
kommenden Jahr sollen insgesamt 5,6 Mrd. 
Euro bereit stehen. Das sind 165,8 Mio. Euro 
mehr als von der Bundesregierung veran-
schlagt. Die im parlamentarischen Verfahren 
zusätzlich beschlossenen Mittel fließen in ein 
kommunales Investitionsprogramm vor allem 
für Sportstätten und Schwimmbäder über 100 
Mio. Euro und in ein neues Städtebauförde-
rungsprogramm „Zukunft Stadtgrün“ über 50 
Mio. Euro. Zudem können beim Programm 
Altersgerechtes Umbauen nun wieder An-
träge bewilligt werden. Schließlich ist es un-
sere Handschrift, dass wir im Haushalt 2017 
die Mittel für Maßnahmen gegen Einbrüche 
(z. B. sichere Fenster und Türen) auf 50 Mio. 
Euro erhöhen. 

Bundesministerium der Verteidigung. 
Bundesministerin Dr. Ursula von der Leyen 
verfügt 2017 über einen Etat von 37 Mrd. 
Euro. Der Regierungsentwurf wird um 393,2 
Mio. Euro angehoben. Die Steigerung gegen-
über 2016 beträgt dann mehr als 2,7 Mrd. 
Euro. Das Fähigkeitsprofil der Bundeswehr 
muss den gewachsenen internationalen Ge-
fahren entsprechen und ist auch auf die be-
sonderen Bedrohungen durch den internatio-
nalen Terrorismus auszurichten. Der Dienst 
soll attraktiver gestaltet und die Ausbildungs- 
und Karrieremöglichkeiten verbessert wer-
den. Im parlamentarischen Verfahren wurden 

u.a. die Mittel für Sozialversicherungsbeiträge 
und Fürsorgemaßnahmen für Soldaten um 
20 auf 130 Mio. Euro angehoben, da die An-
zahl der Reservedienstleistenden um 500 auf 
nunmehr 3.000 angehoben wird. 

Bundesministerium für Wirtschaft und 
Energie. Die Fördermaßnahmen richten sich 
schwerpunktmäßig auf innovative Technolo-
gien, mittelständische Aktivitäten sowie den 
Energie- und Außenwirtschaftsbereich. Die 
im Regierungsentwurf vorgesehenen Ausga-
ben für 2017 werden um 302,2 Mio. auf 7,7 
Mrd. Euro angehoben. 35 Mio. Euro davon 
entfallen auf die Stärkung der industriellen 
Gemeinschaftsforschung. Überdies wurden 
im parlamentarischen Verfahren 42 Mio. Euro 
für die Gründung sechs neuer Institute des 
Deutschen Zentrums für Luft- und Raumfahrt-
forschung bereitgestellt. 

Bundesministerium für Bildung und For-
schung. Aktuelle Ressortschwerpunkte sind 
der Einsatz für mehr Bildungsgerechtigkeit, 
die Gestaltung des demografischen Wandels 
und die Entwicklung wirksamer Strategien ge-
gen Fachkräftemangel. Gegenüber dem Re-
gierungsentwurf wird der Etat von Bundesmi-
nisterin Professor Dr. Johanna Wanka um 
92,4 Mio. auf 17,6 Mrd. Euro aufgestockt. 
Konkret gestärkt werden damit die digitale 
Ausstattung überbetrieblicher Berufsbil-
dungsstätten sowie die Grundfinanzierung 
der Fraunhofer-Gesellschaft. 

Bundesministerium für Arbeit und Sozia-
les. Der überwiegende Anteil der Ausgaben 
beruht auf gesetzlichen Verpflichtungen, so 
dass geringer Spielraum für politische 
Schwerpunktsetzungen bleibt. Gegenüber 
dem Regierungsentwurf können die Ausga-
ben dieses größten Bundesetats um gut 1 
Mrd. Euro niedriger auf 137,6 Mrd. Euro ver-
anschlagt werden. Dies geht darauf zurück, 
dass die Schätzungen zur Kostenentwicklung 
im SGB II-Bereich inzwischen nach unten 
korrigiert werden konnten. 

Bundesministerium für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend. Der Einzelplan steigt 
auf gut 9,5 Mrd. Euro an, indem der Regie-
rungsentwurf um 327,4 Mio. Euro angehoben 
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wird. Die im parlamentarischen Verfahren 
vereinbarte Mittelaufstockung dient zusätzli-
chen Impulsen für bürgerschaftliches Enga-
gement und Flüchtlingsarbeit im Rahmen der 
vielfältigen Programme im gesamten Bereich 
des Familienministeriums. Der Aufwuchs des 
Einzelplans gegenüber dem Vorjahr beruht 
im Wesentlichen auf verbesserter gesetzli-
cher Leistungen und deren Inanspruchnahme 
bei Kinder- und Elterngeld. 

Bundesministerium für Ernährung und 
Landwirtschaft. Im kommenden Jahr stehen 
6 Mrd. Euro zur Verfügung. Schwerpunkte 
sind aufgrund des wirtschaftlich schwierigen 
Strukturwandels die landwirtschaftliche Sozi-
alpolitik sowie die Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der Agrarstruktur und des 
Küstenschutzes“. Das ist ein Aufwuchs ge-
genüber dem Regierungsentwurf von gut 
106,5 Mio. Euro. Davon entfallen 58 Mio. 
Euro auf die Entlastung landwirtschaftlicher 
Betriebe im Milchmarktbereich durch Kofinan-
zierung der Sondermaßnahmen der Europäi-
schen Union sowie zusätzliche 35 Mio. Euro 
für das Bundesprogramm Ländliche Entwick-
lung. 

Bundesministerium für Verkehr und Digi-
tale Infrastruktur. Die Ausgaben sind für 
2017 auf 27,9 Mrd. Euro veranschlagt. Das 
sind 1,09 Mrd. Euro mehr als im Regierungs-
entwurf veranschlagt. 1 Mrd. Euro entfällt auf 
eine Kapitalerhöhung der Deutschen Bahn 
durch den Bund als Alleingesellschafter. Zu-
dem stellen wir zusätzliche Mittel für freiwillige 
Lärmsanierung an bestehenden Eisenbahnli-
nien sowie für Radschnellwege zur Verfü-
gung. Überdies wird ein neuer Haushaltstitel 
zur Gründung eines „Deutschen Maritimen 
Zentrums“ am Standort Hamburg hervorge-
bracht. Damit wird die Koordinierung von For-
schung, Entwicklung und Innovation im Be-
reich der maritimen Wirtschaft unterstützt. 
Schließlich entlasten wir die in Deutschland 
aktiven Luftverkehrsunternehmen. 

 

 

 

Daten und Fakten 

Industrie investiert weiter. Im Jahr 2015 ha-
ben die deutschen Industrieunternehmen mit 
20 und mehr Beschäftigten 59,8 Mrd. Euro in 
Sachanlagen investiert. Dies waren rund 2,1 
Mrd. Euro mehr als im Jahr 2014, was einem 
Zuwachs von 3,5% entspricht. Damit haben 
die Investitionen den bisherigen Höchststand 
von 2008 – damals waren es 60 Mrd. Euro – 
nahezu wieder erreicht. Das Investitionsvolu-
men hat sich gegenüber 2014 insbesondere 
in der Herstellung von Gummi- und Kunst-
stoffwaren erhöht (plus 16,4% auf 3,4 Mrd. 
Euro). Einen deutlichen Anstieg gab es je-
weils auch in der Herstellung von Datenverar-
beitungsgeräten, elektronischen und opti-
schen Erzeugnissen (plus 10,6% auf 2,4 Mrd. 
Euro) und der Herstellung von Nahrungs- und 
Futtermitteln (plus 5,8% auf 4,4 Mrd. Euro). 
Der Wirtschaftszweig mit dem höchsten In-
vestitionsvolumen bildet die Herstellung von 
Kraftfahrzeugen und Kraftfahrzeugteilen. Hier 
stiegen die Investitionen um  5,2% auf 14,302 
Mrd. Euro. Leichte Rückgänge gab es bei der 
Herstellung von elektrischen Ausrüstungen 
(minus 3% auf 2,7 rd. Euro) und von chemi-
schen Erzeugnissen (minus 1,7% auf 5,1 
Mrd. Euro). (Quelle: Statistisches Bundes-
amt) 
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